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Antrag  D01: Solidaritätserklärung an die Streikenden der sechs 
Unikliniken in NRW

Status: angenommen

Liebe Streikende,

seit 02.05.2022 kämpft ihr in einem unbefristeten Streik für einen Tarifvertrag Entlastung für alle 

Beschäftigten in den Unikliniken Aachen, Bonn, Essen, Düsseldorf, Köln und Münster.

Bis heute gibt es kein akzeptables Angebot von den Arbeitgebern, im Gegenteil, am 14.06. musste 

vor Gericht geklärt werden, dass ihr selbstverständlich weiter das Recht habt für eure Forderungen 

zu streiken. Auch ein 100 Tage Ultimatum von über 700 Beschäftigten, die Arbeitsbedingungen zu 

verbessern, wurde von den Arbeitgebern nicht genutzt.

Und aktuell am 15.06. haben die Arbeitgeber es sogar abgelehnt für andere Bereiche als 

ausschließlich für die Pflege zu verhandeln. Diese Haltung ist für uns nicht akzeptabel. 

Euer Arbeitskampf wird von uns LINKEN mit Interesse und Aufmerksamkeit verfolgt. Er ist und bleibt 

richtig, da die Arbeitsbedingungen im Gesundheitswesen nicht hinnehmbar sind. Wir LINKEN setzen 

uns seit langem im Bund für eine andere Finanzierung des Gesundheitswesens und eine 

angemessene Personalausstattung ein, bisher ohne Erfolg.

Nicht euer Arbeitskampf gefährdet Patient:innen, sondern die derzeitigen Arbeitsbedingungen.

Wir verurteilen die Haltung der Arbeitgeber und fordern die Landesregierung NRW auf, dem 

Versprechen von Laumann am 13.04.2022, dass es einen Tarifvertrag Entlastung geben wird, Taten 

folgen zu lassen und  zeitnah mit verdi einen Tarifvertrag Entlastung für alle Berufsgruppen und mit 

Regelungen, die die Arbeitsbedingungen nachhaltig verbessern, abzuschließen.

Die LINKE unterstützt Euch vor Ort, sprecht uns an. 

Für Euren Arbeitskampf wünschen wir Euch weiterhin viel Kraft, Durchhaltevermögen einen baldigen 

Abschluss

DIE LINKE (PV, Delegierte BPT)?
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Antrag  D02: DIE LINKE unterstützt die bundesweite 
Demonstration: Wir zahlen nicht für eure Kriege! 100 Milliarden 
für eine demokratische, zivile und soziale Zeitenwende.

Status: angenommen

Abstimmung Ja:
Nein:
Enthaltung:
Gültige Stimmen:

(47.842 %)
(43.525 %)

(8.633 %)

133
121

24
278

DIE LINKE unterstützt tatkräftig die bundesweite Friedensdemonstration am 02.07.22 um 14 Uhr 

vom Bebelplatz, Berlin. Der Parteivorstand wird beauftragt, finanziell und organisatorisch zu 

unterstützen.

Zahlreiche Friedensbewegte – über 100 Organisationen und Einzelunterstützer:innen der Friedens-, 

Antifa- und Jugend-, sowie sozialen Bewegungen, aus verschiedenen Parteien, Gewerkschaften und 

zivilgesellschaftlichen Initiativen – rufen dazu auf, mit einer bundesweiten Friedensdemonstration 

einen Aufbruch für die zivile Zeitenwende statt der 100 Milliarden Aufrüstung zu bilden:  

www.zivileZeitenwende.de

DIE LINKE lehnt jeden Krieg ab, den völkerrechtswidrigen Krieg der russischen Armee gegen die 

Ukraine ebenso wie den erneuten brutalen Überfall der türkischen Armee auf kurdische Gebiete und 

den verheerenden langjährigen Krieg der NATO in Afghanistan. In der Tradition so mutiger Frauen 

und Männer wie Bertha von Suttner und ihres Mottos „Die Waffen nieder“, wie Rosa Luxemburg und 

ihres Ausspruchs „Sozialismus oder Barbarei“, wie Karl Liebknecht und seines NEIN zu den 

Kriegskrediten 1914, wie Carl von Ossietzky und seiner aufklärerischen Gegnerschaft zum 

deutschen Militarismus wenden wir uns gegen die Logik des Krieges und kämpfen für 

Friedensentwicklung jetzt und überall. Im Bewusstsein unserer historischen Verantwortung nach 

zwei von deutschem Boden begonnenen Weltkriegen wirken wir gegen die mindestens 100 

Milliarden Euro schwere Militarisierung, die immer mit Sozialabbau und kultureller Verrohung 

einhergeht, und für die demokratische, zivile und soziale Zeitenwende von Reformen, die an die 

Wurzel gehen.
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Antrag  D05: Verurteilung der Auslieferung von Julien Assange

Status: angenommen

Die Linke verurteilt die geplante Auslieferung von Julian Assange. Sie erkennt den Verdienst 

Julian Assanges für die Demokratie und Aufklärung von Kriegsverbrechen als Journalistische 

Arbeit an. Die Linke erkennt an, dass eine Auslieferung von Julian Assange eine verheerende 

Botschaft für alle Journalistinnen und Journalisten, nicht nur in Deutschland, sondern 

weltweit hätte. Die Linke setzt sich deshalb dafür ein, dass

- Julian Assange, sowie allen Whistleblowern politisches Asyl in Deutschland gewährt wird

- die Pressefreiheit umfassend garantiert wird

- Julian Assange frei gelassen wird 

- Kriegsverbrechen, unabhängig vom Verursacher, umfassend aufgeklärt werden.
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